
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter April 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Diesen Brief kann ich nicht beginnen, ohne auf die erstaunlichen Nach-
richten einzugehen, die wir alle der Presse hatten entnehmen müssen: 
Die angeblichen Pläne der CDU zu Erbschaftssteuer, Einkommensteuer 
und Renteneintrittsalter. Nicht nur mich, sondern alle Unions-MdBs er-
reichten diese Woche Nachfragen aus den Wahlkreisen. 
 
Um was geht es? Was wurde hier berichtet? In der recht lebhaften Frak-
tionssitzung am Dienstag konnten wir erfahren, dass – warum passiert 
das immer wieder? – Arbeitspapiere aus der Fachkommission Wirt-
schaft unserer Programm- und Grundsatzprogrammkommission an die 
Presse geraten sind. 
 
„Keine Denkblockaden“ steht über der Arbeit der CDU-Grundsatzkom-
mission. Daran hat sich die Fachkommission gehalten und prüft Optio-
nen für eine Reform der Erbschafts- und Einkommensteuer und des 
Rentensystems.  
 
Was am Ende in unserem Grundsatzprogramm steht, werden die CDU 
Parteimitglieder ab 2024 mitdiskutieren und mitbestimmen. Die in der 
Presse veröffentlichten Zahlen werden nicht Teil des Grundsatzpro-
grammes sein. Das Ärgernis sind also nicht die Zahlen, sondern dass es 
immer wieder welche gibt, die Arbeitspapiere an die Presse geben.  
 
Der Schwerpunkt dieses Newsletters aber ist der Wolf. Wir, die Unions-
mitglieder der Ausschüsse für Landwirtschaft und Naturschutz, sind 
fest entschlossen, eine Mehrheit im Bundestag für ein aktives Wolfsbe-
standsmanagement zu gewinnen. Und Bewegung deutet sich an. Mehr 
dazu in diesem Brief. 
 

Ich wünsche Ihnen ein schönes, frühlingshaftes 

1. Mai Wochenende 

 
Ihr  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

 
An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Video 
aus dem Bundestag, heute mit mir selbst zum Thema  

 
Landwirtschaftlicher Bodenmarkt 

 
Die Linke hatte beantragt, das Erbe der Bodenreform 
1945-1949 zu verteidigen, und nannte die Bodenre-
form „demokratisch“. Derlei Anträge sehen wir jetzt 
häufiger: Die Linke-PDS-SED kehrt zurück zu ihren 
Wurzeln! 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.bundestag.de/parlamentsfernsehen?videoid=7553256#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NTUzMjU2&mod=mediathek


 
  

Die Themen im April 

    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 
 
 
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

 

In Berlin  

 Die Zeit drängt – 3. Anlauf der CDU/CSU  für ein ak-

tives Wolfsbestandsmanagement 

 Frühjahrstreffen mit dem Bund der Deutschen Land-

jugend 

 David Quante - Schülerpraktikant aus Lippstadt 

 Und was mache ich abends? JU-Frühlingsempfang 
und Ampel-Schlagen beim MdB-Skatturnier 
 

Im Wahlkreis  

 Nach Hitze und Borkenkäfer: Klimaresiliente  

Wiederaufforstung Arnsberger Wald  

 Özdemirs neue Pläne: Aus für  Putenzucht in  

Deutschland? – Besuch auf Hof Tigges, Möhnesee 

 Zum Gespräch: Besuch bei der Lebenshilfe in Lippstadt 

Gesprächrunde bei Innenminister Reul 

 

 

 
  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden 

Friedrich Merz  

 Kernbotschaften der Plenarwochen 

im April 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion April 2023   
z.B. 

 Wärmewende versorgungssicher und sozial gestalten 

 Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands im internationalen 
Steuerwettbewerb 

 Straßenblockierer und Museumsrandalierer härter bestrafen 
 

 

Bürgersprechstunde im Mai 2023 

- Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
 
Klimaresiliente Aufforstung im Arnsberger Wald 
Ein Ortstermin 

 
 
 

 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                              Stefan Redder, Andrea Schulte, Hans-Jürgen Thies 

 

Die Bedeutung von Wäldern als CO2-Speicher und Schutz vor Starkregen und Überflutun-

gen ist unbestritten. Doch was passiert, wenn der Wald selbst Schutz benötigt?  

 

Im Hitzesommer 2020 hatte ich mit Forstamtsleiter Edgar Rüther einen Rundgang durch 

die besonders betroffenen Gebiete im Arnsberger Wald gemacht. Es war ein einziger Scha-

densbericht. Nun hatte mich Warsteins Bürgermeister Thomas Schöne eingeladen, mir den 

Fortschritt der Wiederaufforstung anzusehen.  

 

Klimastabile Mischwälder mit neuen Baumarten 

Die Wälder in der Stadt Warstein sind von Dürrejahren und Borkenkäferbefall gezeichnet 

und mussten teils großflächig gerodet werden. Doch es gibt Hoffnung: Forstwirtschaftlich 

bedeutsame Aspekte wie Wiederbewaldung und der Aufbau von klimastabilen Mischwäl-

dern werden vorangetrieben. Dabei setzen Revierförster Henning Dictus und Lena Arens, 

Leiterin Sachgebiet Forst der Stadt Warstein, auf alternative Nadelbaumarten wie Dougla-

sien und Weißtannen als langfristige Alternative zur Fichte. Auch die Renaturierung des 

Hochmoors im Wald am Kapellenplatz trägt dazu bei, als CO2-Speicher zu dienen und bei 

Starkregen vor Überflutungen zu schützen.  



 
  

 

Kalamitätsfläche im Warsteiner Kommunal-

wald -  ein weites Feld für die Deutsche Forst-

wirtschaft. 

 

vl: 

 Jeroen Tepas 

 Andrea Schulte 

 Hans-Jürgen Thies, 

 Stefan Redder 

 Lena Arens 

 Henning Dictus 

 

 

Doch die Kalamitäten im Arnsberger Wald haben nicht nur ökologische, sondern auch fi-

nanzielle Folgen. Der Haushalt der Stadt Warstein wurde in den letzten Jahren stets durch 

hohe Erlöse aus dem Holzverkauf gestützt. Zeitweise ergaben sich daraus mehr als eine 

Million Euro aus der Forstwirtschaft. Damit ist jetzt nicht mehr zu rechnen, denn der Bor-

kenkäfer hat den größten Teil der Nadelholzbestände im Warsteiner Kommunalwald und 

damit den erwarteten Holzertrag der nächsten Jahrzehnte vernichtet.  

 

Umso wichtiger ist es, jetzt auch den Wildbestand an den Wiederaufforstungsflächen tem-

porär abzusenken. Ein Jagdnutzungskonzept wurde erarbeitet, um Wildschäden an jungen 

Bäumen gering zu halten, um dadurch die Etablierung von klimaresistenten Mischwäldern 

zu unterstützen. 

 

Moorbirke - Baum, des Jahres 
Zum Abschluss meines Besuchs hatte ich das Vergnügen, eine Moorbirke zu setzen, den 

Baum des Jahres 2023. Als sogenannter Pionierbaum sind Moorbirken für die Wiederbe-

waldung von Kalamitätsflächen besonders geeignet. 

 

Aktiver Waldumbau zum Erhalt des einzigartigen Ökosystems Arnsberger Wald 

All diese Maßnahmen befürworte ich ausdrücklich und setze mich als Mitglied des Agrar-

ausschusses im Bundestag für einen aktiven Waldumbau ein. Der Arnsberger Wald ist ein 

einzigartiges Ökosystem und eines der größten zusammenhängenden Waldgebiete 

Deutschlands. Es ist unerlässlich, dass wir uns aktiv für den Erhalt des Arnsberger Waldes 

einsetzen und Maßnahmen für seine klimaresistente Aufforstung ergreifen. Der Arnsberger 

Wald ist von existenzieller Bedeutung für die gesamte Region und sein Schutz auch Auf-

gabe der Bundesregierung, die mit praxisgerechten Fördermaßnahmen helfen muss.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                          zurück zur Übersicht 

 

                                                                                                                                 



 
  

Özdemirs Pläne – Aus für die Putenzucht in Deutschland?  
Besuch auf dem Hof Tigges, Möhnesee 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

v.l. Thomas Bünger, Bettina Gräfin von Spee, Alfred Tigges, Hans-Jürgen Thies, Christoph Tigges, 

Jacqueline Dresbur, Tobias Schulte, Jutta Tigges 

 

Minister Özdemir plant für die Deutsche Putenhaltung die strengsten Haltungsanforde-

rungen in der EU  

Mein Besuch auf dem Familienbetrieb Tigges in Ellingsen hatte einen konkreten Anlass: 

Das Eckpunktepapier zur Putenhaltung von Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir. 

Für die Putenhaltung in Deutschland plant Özdemir eine weitere Reduzierung der Besatz-

dichte und damit die strengsten Haltungsanforderungen in der ganzen Europäischen 

Union. Auf dem Hof Tigges wollte ich mich erkundigen, was das ganz konkret für die mit-

telständische Putenzucht im Kreis Soest bedeutet. 

 

Zu dem Gespräch kamen Bettina Gräfin von Spee, Vorsitzende im Verband der Deutschen 

Putenerzeuger, und Johannes Bünger von Moorgut Kartzfehn, dem größten unabhängigen 

Putenvermehrungsbetrieb in Europa. 

 

 

Fraglich, ob heimische Produktion noch wirtschaftlich sein wird 

Gräfin Spee und Christoph Tigges äußerten ihre Besorgnis über die Auswirkungen des Eck-

punktepapiers auf die heimische Putenhaltung und die Versorgungssicherheit in Deutsch-

land. Die geforderte weitere Einschränkung der Besatzdichte werde einen Rückgang der 

heimischen Putenmast um rund 30 Prozent zur Folge haben. In Konsequenz würden beim 

Erzeuger ca. 50 Cent Mehrkosten pro Kilo Lebendgewicht entstehen, die sich an der La-



 
  

dentheke mit einer Preissteigerung von 2,50 Euro bis zu 3 Euro pro Kilo Putenfleisch aus-

wirken würden, so Johannes Bünger. Das wird die Putenhaltung für die Betriebe im Kreis 

Soest, die pro Jahr mehrere Zehntausend Puten mästen, vollends unwirtschaftlich machen.  

 

Weniger Putenzucht in Deutschland = mehr Importe  

Wenn aber die heimischen Familienbetriebe die Putenzucht aufgeben, heißt  das nicht 

weniger Putenfleisch in Deutschland, sondern mehr Importe aus dem EU Ausland, das 

bei geringeren Tierwohlstandards günstiger produziert. 

 

Artgerechte Tierhaltung ist ein hohes Gut – das muss für die ganze EU gelten 

Die artgerechte Tierhaltung ist ein hohes Gut. Gerade in Deutschland hat die Geflügelhal-

tung einen hohen Standard erreicht. Schon vor zehn Jahren ist die deutsche Geflügelwirt-

schaft eine rechtsähnliche Selbstverpflichtung zur Einhaltung von Besatzdichten eingegan-

gen.  

 

Um die Vereinbarkeit von Tierschutz und heimischer Produktion zu erhalten, sollte 

Cem Özdemir nicht die Anforderungen hier erhöhen, sondern sich darum kümmern, 

dass unsere Standards in ganz Europa gelten, damit EU-weit gleiche Wettbewerbsbedin-

gungen herrschen. Damit würde die artgerechten Tierhaltung wirklich vorangebracht. 

        

Zurück zur Übersicht  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

 

Zum Gespräch   
 

Lebenshilfe Lippstadt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Innenminister Herbert Reul 

 
 
 
 
Informationsaustausch mit Herbert Reul 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

   Zurück zur Übersicht 

 

Begleitung - Beratung – Förderung - Unterstützung 

 

Menschen mit Behinderungen die Teilhabe am Le-

ben und Arbeiten in unserer Gesellschaft zu ermög-

lichen - dafür setzt sich die Lebenshilfe Lippstadt 

ein. 

Auf Einladung von Geschäftsführer Wilhelm Glar-

min lernte ich das umfassende Förderprogramm ken-

nen, das die Lebenshilfe für Menschen mit Behinde-

rungen jeden Alters anbietet. Dazu gehören auch Be-

treuungsangebote wie das Ferienprogramm in der 

Förderschule Bad Waldliesborn. Gerade für berufstä-

tige Eltern sind diese Betreuungen eine wichtige Ent-

lastung. 

Thema Waffenrecht 
 
In meiner Funktion als Vizepräsident des Lan-
desjagdverbands NRW war ich zu einem Infor-
mationsaustausch mit NRW-Innenminister Her-
bert Reul eingeladen. Mit dabei LJV-Präsidentin 
Nicole Heitzig und Spitzenvertreter der Ver-
bände der legalen Waffenbesitzer, der Schieß-
stätten und der DEVA (Deutsche Versuchs- und 
Prüf-Anstalt für Jagd- und Sportwaffen).  
 
Neben der Verbesserung verwaltungstechni-
scher Abläufe ging es ganz wesentlich um die 
Pläne der Bundesinnenministerin Faeser, das 
Waffenrecht zu verschärfen. Meines Erachtens 
haben wir jedoch im Waffenrecht kein Rege-
lungsdefizit, sondern in Einzelfällen ein Voll-
zugsdefizit. Deshalb bringen voreilige Forderun-
gen nach Verschärfung keinen Sicherungsge-
winn. 
 

  
 
 



 
  

In Berlin  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

 

Die Zeit drängt – Der Wolf spaziert mittlerweile am Strand 

von Sankt Peter-Ording 
Wir beantragen erneut ein aktives Bestandsmanagement für den Spitzenprädator 
Wolf 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     Foto: Steve 

Spitzenprädator Wolf 

Der Wolf ist ein Beutegreifer. Er steht an der Spitze der Nahrungsmittelkette, hat keine 

natürlichen Feinde und vermehrt sich in Deutschland ungehindert, das heißt: exponenti-

ell. Unsere offene Kulturlandschaft ist ein besonders günstiger Lebensraum für den Wolf. 

Hier findet er ausreichend Beute, sowohl in den wildreichen Wäldern (in einigen Regio-

nen hat er die seit über 100 Jahren heimischen Muffelwildbestände vernichtet), als auch 

unter Schafherden und Weidetieren. In den Jahren 2020-2021 wurden rund 7.500 Wei-

detiere – überwiegend Schafe, aber auch Rinder und Pferde – von Wölfen gerissen, 

verletzt  und getötet. 

  

Als Kulturfolger, der nicht gelernt hat, den Menschen zu scheuen, sucht er vermehrt auch 

in Dörfern, Siedlungen und sogar Städten nach Nahrung. 

 

 

 

Sie sehen mich skeptisch 



 
  

Der Handlungsdruck ist da … 

In Italien tötete ein Bär einen jungen Jogger, in Bayern mehrere Schafe. In St. Peter-Ording 

wird ein Wolf am Strand gesichtet. In Cuxhaven reißen mehrere Wölfe ein Pony. Eine Rad-

fahrerin wird von mehreren Wölfen verfolgt. Die Wolfsangriffe im ganzen Land mehren 

sich. Die Akzeptanz des Wolfes in der Bevölkerung schwindet, die Ängste nehmen zu – 

und das mit Recht.  

 

Die Wolfspopulation in Deutschland wächst ungestört  - um rund 30 Prozent pro Jahr. Mit 

deutschlandweit 158 Rudeln, 27 Paaren und 20 Einzeltieren in 205 Wolfsterritorien hatten 

sich bereits 2021 in vielen Bundesländern stabile Bestände von territorialen Wölfen her-

ausgebildet. Heute leben 1.500 bis 2.700 Wölfe in Deutschland. Brandenburg und Nieder-

sachsen gehören zu den Regionen mit der höchsten Wolfsdichte weltweit. An der Nordsee 

sind Wölfe eine Bedrohung für die Deichschafe und damit für die Deiche, im Süden für 

die Weidetiere auf den Almen. Für beide gibt es keine Schutzmöglichkeiten. 

 

 

Der Herdenschutz kommt an seine Grenzen 

 

o Aufrüstungsspirale Schutzzaun  

Die Anforderungen für die Schutzzäune, die Weidetierhalter zur Abwehr der 

Wölfe errichten sollen, sind beträchtlich und doch oft nicht ausreichend. Das 

Bundesministerium für Umwelt und Naturschutz mit Steffi Lemke an der 

Spitze und meine Bundestagskollegen von den Grünen rechnen die Zahlen 

klein oder fordern einfach immer noch mehr Herdenschutzmaßnahmen. Doch 

eine Schutzzaun-Aufrüstungsspirale werden wir gegen den intelligenten Wolf 

nicht gewinnen können. Absoluten Schutz böten am Ende nur die ausbruchs-

sicheren Einzäunungen, wie sie für Schaugehege in Zoos vorgeschrieben sind, 

2,20 m hoch, engmaschig mit Überkletterschutz und einem 50 cm tief in die 

Erde eingelassenen Untergrabungsschutz. Das wäre allerdings das Ende unse-

rer offenen Kulturlandschaft. 

 

o Die Verzäunung der Landschaft  

Schon jetzt bedroht die Verzäunung der Landschaft unsere offene Kulturland-

schaft. Die 100-140 m hohen Elektroschutzzäune versperren die Lebensräume 

für viele wildlebende Tiere, zerschneiden die traditionellen Wildwechsel für 

Rot- und Damwild, die kilometerweit von ihren Einständen zu den Brunftplät-

zen ziehen. Diese Kasernierung oder „Verinselung“ der Fauna  ist ein schwerer 

Eingriff in die Artenvielfalt, denn sie unterbindet den Genaustausch der Popu-

lationen. Aus Gründen der Biodiversität sollte Verzäunung vermieden werden.  

 

Aber die Verzäunung wird zunehmen müssen – aus ganz anderem Grund und 

der ist nicht zu vermeiden: Der Ausbau von PV-Freiflächenanlagen. Diese An-

lagen werden mit festen Umzäunungen geschützt werden müssen.  

 



 
  

Mehr wolfsfeste Herdenschutzzäune und mehr diebstahlsichere Zäune um PV-

Freiflächenanlagen führen zu weniger und nicht zu mehr Biodiversität in 

Deutschland. Hier müssen die Grünen schnellstens ihre Präferenzen sortieren. 

 

o Friedliche Koexistenz Wolf mit Weidetier ist eine Illusion – Mutterkühe sind 

besonders gefährdet  

Aber mit dem Abhalten des Wolfes durch einen Schutzzaun ist noch keine 

friedliche Koexistenz zwischen Weidetieren und Wolfsrudeln erreicht. Ein 

Wolf, der am Zaun entlangschleicht und nach einem Schlupfloch sucht oder 

probeweise den Zaun anspringt, versetzt die ganze Herde in Panik. Das kann 

bei tragenden Mutterkühen zu Fehlgeburten, bei neu geborenen Kälbern zum 

Tode führen.    

 

 

Die Lösung ist sehr einfach und dringend angeraten: Günstigen Erhaltungszustand fest-

stellen, Schutzstatus absenken, Wolf in das Jagdrecht aufnehmen 

 

Angesichts der stabil wachsenden Wolfsbestände, der zunehmenden Verbreitung und Re-

produktion von Wölfen und der für den Wolf äußerst günstigen Lebensbedingungen in 

Deutschland muss der günstige Erhaltungszustand für die Wolfspopulation in Deutschland  

festgestellt werden.  

 

o Frankreich, Schweden und Finnland machen es vor 

Sie haben schon bei erheblich niedrigeren Bestandszahlen mit einem aktiven 

Wolfsbestandsmanagement begonnen, um eine ausgewogene Balance zwischen 

dem Schutz von Mensch und Tier sowie dem Artenschutz zu erhalten. Mit praxis-

gerechten und konformen Möglichkeiten machen sie vor, wie im Rahmen der gel-

tenden europäischen artenschutzrechtlichen Bestimmungen ein nachhaltiges 

Wolfsbestandsmanagement gestaltet werden kann. Es gilt, den ökologischen, öko-

nomischen und sozialen Belangen, dem Schutz von Wölfen und Weidetieren wie 

den Bedürfnissen der Menschen gleichermaßen zu genügen. 

 

o Europa blockiert es nicht.  

Die Mitgliedstaaten haben schon heute die Möglichkeit, von den strengen Schutz-

regelung für den Wolf abzuweichen und ein aktives Wolfsbestandsmanagement zu 

betreiben. 

Deutschland kann sich außerdem für einen niedrigeren Schutzstatus des Wolfes 

einsetzen. 

 

Darum haben wir am 26.04. 2023 erneut beantragt, dass die Bundesregierung 

 
o umgehend der EU Kommission den – wissenschaftlich unstreitigen – günstigen 

Erhaltungszustand des Wolfes mitteilt.  
 



 
  

o sich für die sofortige Herabsetzung des Schutzstatus der Wölfe in Deutschland 
einsetzt. 

 
o umgehend ein effektives Wolfsbestandsmanagement ermöglicht, so wie sie es im 

Koalitionsvertrag vereinbart hat und wie es in anderen EU Staaten bereits rechts-
konform stattfindet.  

 
o die Schaffung wolfsfreier Zonen ermöglicht, in denen Weidetierhaltung zum Er-

halt unserer Kulturlandschaft oder auch für den Naturschutz erforderlich ist.  

 

… und sind erneut von der Mehrheit der Ampelfraktionen abgewiesen worden. 

 

Zustimmung von der FDP  

Das war neu und ein Lichtblick. Die FDP hatte an unserem Antrag nur auszusetzen, dass 

er von uns kam. MdB Judith Skudelny führte in ihrem Redebeitrag aus, dass die FDP selbst 

eine Arbeitsgruppe gebildet habe, die ein aktives Wolfsbestandsmanagement zum Ziel 

habe. Unsere Unterstützung hat sie dafür. Wir werden weitere Anträge stellen, die die Ar-

beitsgruppe gern ebenfalls übernehmen kann. 

 

Was braucht es noch, damit Steffi Lemke und Cem Özdemir ihre Blockadehaltung 

aufgeben? 

Wenn es je ein Beispiel für mutwillige Ignoranz gegeben hat, dann ist es die zähe Ent-

schlossenheit von Steffi Lemke, Cem Özdemir und den Mandatsträgern der Grünen im 

Bundestag, nicht zu sehen und nicht zu hören, was sich in den Wolfsregionen abspielt. Sie 

halten daran fest, den Spitzenprädator Wolf allen anderen Lebewesen vorzuziehen, ohne 

zu sehen, wie viele Weidetiere gerissen werden, ohne zu bedenken, wie viele Zäune die 

Landschaft noch zerschneiden müssen, ohne zu beachten, dass die Menschen und nicht 

der Wolf beginnen sich zu ängstigen. 

 

Diese Form der Ignoranz nennt man Ideologie. 

            Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

                                      



 
  

Frühjahrstreffen mit dem Bund der Deutschen Landjugend 

e.V. 
Ein Gradmesser für die Zukunft unserer heimischen Landwirtschaft 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Frühjahrstreffen des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft mit der Vertre-

tung des Bundes der Deutschen Landjugend e.V. (BDL) hat Tradition. Für mich ist dieses 

Treffen ein ganz wichtiger Gradmesser für die Stimmung bei den Junglandwirten: Wer-

den sie die elterlichen Höfe weiterführen? Sehen sie ihre Zukunft eher in der Industrie? 

Sendet die Politik ermutigende oder abschreckende Signale?  

 

Sind Berlin und Brüssel Feind oder Freund? 

In kaum einen Wirtschaftszweig greifen die Regulierungen aus der Bundespolitik und aus 

der EU so tief und direkt ein wie in die Landwirtschaft. Klimaschutz, Artenschutz, Pflan-

zenschutz, Stallhaltungsvorschriften, Vogelschutzgebiete, FFH-Richtlinien, Emissions-

vorschriften, Duldung von Wolf und Bär in Regionen mit Weidetierhaltung sind nur ei-

nige Beispiele für das mit Regularien „verminte“ Terrain, auf dem sich ein Landwirt, eine 

Landwirtin mit ihrem bäuerlichen Betrieb bewegt.   

 

Eine lange Tagesordnung 

Entsprechend umfangreich waren die Themen, die die Bundesvorsitzende Theresa So-

phie Schmidt und die Vorsitzenden verschiedener Landesverbände mit uns besprechen 

wollten:  

o Umbau der Tierhaltung  

o Pflanzenschutz  

o Wald 

o Biodiversität  

o Entwicklung der ländlichen Räume/ Digitalisierung 

o Frauen in der Landwirtschaft, Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

 

Die Begeisterung der Junglandwirte und Junglandwirtinnen für eine berufliche Zukunft 

in der Landwirtschaft ist ungebrochen. Sie sind exzellent ausgebildet und haben konkrete 



 
  

Vorstellungen davon, wie moderne Landwirtschaft in dem Vieleck Umweltschutz, Bio-

diversität, Artenschutz und Klimawandel wirtschaftlich sinnvoll betrieben werden kann. 

 

Aber ganz klar wurde auch, dass sie sich andere berufliche Optionen suchen, wenn sich 

Ideologie und städtische Romantik in der Agrarpolitik weiter durchsetzen sollten.  

Zurück zur Übersicht 

 

David Quante –Schülerpraktikant aus Lippstadt  
Das geht auch – Schülerpraktikum im MdB-Büro im Deutschen Bundestag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                       Rechtspraktikant Can Zipplies und Schülerpraktikant David Quante 

David berichtet Ihnen selbst: 

Ich heiße David Quante, bin 14 Jahre alt und komme aus Eickelborn im Kreis Soest. Ich 

besuche momentan die 9. Klasse des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt. 

 

Diesen April habe ich zwei Wochen lang die Möglichkeit, als Praktikant bei Herrn Thies 

im Bundestagsbüro den Alltag eines Bundestagsabgeordneten sowie die Abläufe, die Auf-

gaben und die Zusammenarbeit im Büro mitzuerleben. 

 

Besonders gut haben mir die Momente im Reichstagsgebäude und den zum Bundestag 

zugehörigen Gebäuden wie beispielsweise dem Paul-Löbe-Haus oder dem Jakob-Kaiser-



 
  

Haus gefallen, wo ich Ausschusssitzungen und Plenardebatten aus nächster Nähe verfol-

gen durfte und auch viele Politiker sehen konnte. Vor allem die Architektur dieser Ge-

bäude mit Tunneln und Brücken ist beeindruckend und bei den Führungen mit den Mit-

arbeiterinnen Frau Conze und Frau von Riedesel durfte ich einige interessante Fakten er-

fahren, wie z.B., dass die schönen, graublauen Böden und Treppen im Paul-Löbe-Haus 

und im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus Anröchter Stein sind. 

 

Zudem konnte ich fast täglich die gute Zusammenarbeit in einer lockeren Atmosphäre im 

Büro erleben. 

 

Ein Highlight war das Treffen mit Friedrich Merz in Begleitung des WDR, bei dem ich 

ihm einige Fragen stellen konnte, die mich sehr interessierten. Unter anderem antwortete 

er mir, dass die terminreichen Wochen vor allem durch ein gutes Terminmanagement 

und Pünktlichkeit bewältigt werden können. Besonders Spaß machen ihm die gute Zu-

sammenarbeit innerhalb der Fraktion und das gute Miteinander mit den Kollegen. Zudem 

erhielt ich einige wertvolle Ratschläge. 

 

Der anschließende weitere Dreh mit Herrn Buttermann vom WDR war eine ganz neue 

und tolle Erfahrung für mich. 

 

In meinen zwei Wochen konnte ich viele Einblicke in den Alltag der Bundestagsabgeord-

neten gewinnen und erfahren, wie die Politik hinter den Kulissen abläuft und neue Ge-

setze in den Ausschüssen zustande kommen. 

 

Schließlich möchte ich mich nochmal sehr bei Herrn Thies sowie dem ganzen Team im 

Büro für ihr großes Engagement und die unvergesslichen Momente im Praktikum bedan-

ken. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Zurück zur Übersicht 

 
Cedric 
Röhrich 
 
Vorsitzen-
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Als guter Westfale bin 

ich natürlich dabei, 

wenn die MdBs aller 

Couleurs zum Skat 

gegeneinander antre-

ten.  

 

Und als guter West-

fale kann ich mit je-

dem Blatt punkten, 

halte mich aber am 

Ende ein wenig zu-

rück:  

 

Zweiter Platz und ein 

wunderbarer Abend 

unter Skatspielern! 

 

Und was mache ich abends? 
 

Ich besuche den JU-Frühlingsempfang 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Außerdem schlage ich die Ampel-Vertreter beim Parlaments-Skatturnier aus 

dem Feld 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

und treffe gleich einen Lippstädter. 
 

Maximilian Reinberger 
stellv. Vorsitzender der JU Kreis Soest 
und Redakteur des Magazins der Jun-
gen Union: Die Entscheidung 
 
 
 



 
  

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I  Kernbotschaften der Plenarwochen im April 

Für Humanität und Ordnung in der Asyl- und Flüchtlingspolitik: Kommunen in der 

Migrationspolitik unterstützen, Forderungen aus dem Kommunalgipfel umsetzen. 

Am 30. März 2023 haben wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion Entscheidungsträger der kom-
munalen Ebene nach Berlin eingeladen. Oberbürgermeister, Bürgermeister und Landräte aus 
ganz Deutschland kamen parteiübergreifend beim Kommunalgipfel zusammen, um über die 
aktuelle Flüchtlings- und Migrationslage zu diskutieren. 

Aus den Beiträgen der Kommunalpolitiker wurden zwei Punkte deutlich: Erstens ist die Be-
reitschaft, geflohenen Menschen in Not beizustehen, überall in unserem Land nach wie vor 
groß. Zweitens ist aber festzustellen, dass die faktischen Ressourcen für die Aufnahme wei-
terer Asylbewerber an ihre Grenzen stoßen. Es fehlt an mehr als nur an Geld: Es mangelt an 
Wohnraum, Kinderbetreuung und Kapazitäten in Behörden und Schulen. Auf wirksame Hilfe 
der Bundesregierung konnten die Kommunen bisher nicht zählen: Die beiden „Flüchtlings-
gipfel“ bei der Bundesinnenministerin blieben ohne Ergebnis.  

Gemeinsam mit den Kommunen stehen wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion für das Ziel von 
Humanität und Ordnung in der Asyl- und Flüchtlingspolitik. Wir teilen die Sorge der Kom-
munalpolitiker um die Akzeptanz des Asylsystems. Deshalb haben wir im Nachgang zum 
Kommunalgipfel einen Leitantrag für diese Sitzungswoche mit den Kommunen erarbeitet 
und abgestimmt. Darin fordern wir: Die Migrationspolitik muss endlich Chefsache innerhalb 
der Bundesregierung werden. Die Bundesregierung hat es in der Hand, die Zahl der Asylbe-
werber, die nach Deutschland kommen, spürbar zu reduzieren und zu steuern. Auch muss 
der Bund den Kommunen bei den entstehenden Kosten zur Seite stehen. Nur so können wir 
die Kommunen entlasten und die Akzeptanz für die humanitäre Verantwortung Deutsch-
lands für tatsächlich Schutzbedürftige erhalten. 

Unsere Anträge zu den Zukunftsthemen Wirtschaft, Energie, Klimaschutz. 

In dieser Sitzungswoche setzen wir einen Schwerpunkt auf das Zukunftsthema Wirtschaft, 
Energie und Klimaschutz. Bereits in der vergangenen Woche haben wir einen Antrag zum 
Thema Bürokratieabbau eingebracht. Diese Woche debattiert der Deutsche Bundestag unsere 
Initiativen zu nachhaltiger Heizenergie, Wachstumsimpulsen und internationalem Steuer-
wettbewerb. In der kommenden Sitzungswoche wollen wir uns mit dem Wasserstoffhochlauf 
befassen.  

Der Weg hin zur Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 wird mit marktwirtschaftlichen Instru-
menten und Technologie, aber nicht mit Verboten und Gängelung gelingen. Das unterschei-
det uns von der amtierenden Bundesregierung. Deutschland braucht mehr Ingenieure und 
weniger Ideologen. Deutschlands Wirtschaft braucht wettbewerbsfähige Rahmenbedingun-

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

gen. Dazu gehört eine versorgungssichere und bezahlbare Energieversorgung, die zur Errei-
chung der Klimaschutzziele beiträgt. Träumereien von „De-Growth“ als vermeintliche Ant-
wort auf den Klimawandel erteilen wir eine klare Absage. 

Steueraffäre Scholz-Warburg aufklären – Einsetzung eines Untersuchungsausschus-

ses. 

Das Agieren der Freien und Hansestadt Hamburg unter der Verantwortung des damaligen Ers-

ten Bürgermeisters, späteren Bundesfinanzministers und jetzigen Bundeskanzlers Olaf 

Scholz in der Steueraffäre um die M.M.Warburg & CO Bank wirft schwerwiegende Fragen und 

Widersprüche auf.  

Diese offenen Fragen und Widersprüche in der Steueraffäre Scholz-Warburg bedürfen endlich 

der Klärung. Wie konnte es in Hamburg beinahe zu einer Verjährung von erheblichen Steuer-

ansprüchen gegen die M.M.Warburg & CO Bank kommen? Viel zu lange tappen Öffentlichkeit 

und Bundespolitik in dieser Steueraffäre bereits im Dunkeln. Der Sachverhalt – auch zu finan-

ziellen Lasten des Bundes – bedarf der Aufarbeitung in einem Untersuchungsausschuss auf 

Bundesebene. Zu klären sein wird insbesondere, wer wann mit wem gesprochen hat, sowie 

welche Entscheidungen und etwaige politische Einflussnahmen erfolgt sind.  

Aktuelle Stunde zur Weiternutzung der Kernkraft: Für eine zuverlässige und klima-

freundliche Energieversorgung in Krisenzeiten. 

Am 15. April 2023 sind die letzten drei deutschen Kernkraftwerke vom Netz gegangen. Die 

Strompreise in Deutschland gehören schon jetzt zu den höchsten aller Industrieländer. Ver-

braucher und Industrie ächzen unter hohen Energiekosten. Statt Kernkraft wird in Deutsch-

land verstärkt Stein- und besonders klimaschädliche Braunkohle zur Stromerzeugung ge-

nutzt. Zudem wird Strom importiert, u.a. aus französischen Kernkraftwerken und polnischen 

Braunkohlekraftwerken. 

Die Entscheidung der Bundesregierung zum Aus für Kernkraft ist in der jetzigen Lage falsch. 

Ein befristeter Weiterbetrieb der Kernkraftwerke bis zum Ende der infolge des russischen An-

griffskriegs aufgetretenen Energiekrise wäre die richtige Antwort gewesen. Entgegen ihrer Be-

teuerungen unternimmt die Bundesregierung nicht alles, um sicher durch den nächsten Win-

ter zu kommen. Im Gegenteil: Mit ihrer ideologischen Energiepolitik gefährdet sie Arbeits-

plätze, die Versorgungssicherheit und den Klimaschutz. Wir sind der festen Überzeugung, 

dass Forschung und Entwicklung von Kerntechnik und Kernfusion in Deutschland weiter 

möglich sein müssen. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         
                                                                                                        Zurück zur Übersicht 

 
 
 
 
 



 
  

II  April 2023 im Parlament 
______________________________________ 
 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Geregeltes Verfahren zur Einstufung sicherer Herkunftsstaaten einführen. Derzeit er-

lebt Deutschland eine erneute Migrationskrise: Im Jahr 2022 wurden 244.132 Asylanträge ver-

zeichnet, allein in den ersten drei Monaten dieses Jahres kamen weitere 87.777 Asylanträge 

hinzu. Darunter sind viele Asylanträge, die von vornherein sehr geringe Erfolgsaussichten ha-

ben. Diese Anträge sollten daher zügiger bearbeitet und entschieden werden können. Natio-

nales und europäisches Recht (Artikel 16a Absatz 3 des Grundgesetzes und europäisches 

Recht, Artikel 36, 37 und Anhang I der EU-Richtlinie 2013/32/EU) bieten hierzu eine Möglich-

keit: Die Einstufung von Staaten als sichere Herkunftsstaaten. Mit unserem Antrag fordern 

wir deshalb, für die Zukunft ein regelmäßiges und geordnetes Verfahren zur Einleitung der 

erforderlichen Prüfung zur Einstufung sicherer Herkunftsstaaten einzuführen. Entspre-

chende Prüfungen sollten nicht erst bei Auftreten von Problemlagen, sondern im Regelfall im 

Zuge eines geordneten Verfahrens erfolgen. Darüber hinaus fordern wir, dass die Grünen ihre 

Blockade im Bundesrat aufgeben: Der im Januar 2019 vom Deutschen Bundestag beschlosse-

nen Einstufung Georgiens sowie der drei Maghreb-Staaten Algerien, Marokko und Tunesien 

als sichere Herkunftsländer muss der Bundesrat nach mehr als drei Jahren endlich zustim-

men. 

Wirtschaftsstandort Deutschland stärken, Wirtschaft unterstützen – Abbau überflüs-

siger und belastender Bürokratie. Der Normenkontrollrat hat festgestellt: Die deutsche 

Wirtschaft sieht sich mit weiter steigenden Belastungen durch Bürokratie gegenüber. Der so-

genannte Erfüllungsaufwand ist im Zeitraum 2021/22 von rund 6,7 auf etwa 17,4 Milliarden 

Euro angestiegen (Jahresbericht 2022, Seite 4). Dieser Anstieg für unsere Unternehmen fällt 

deutlich höher aus als in den Jahren zuvor. Eine Steigerung verbleibt selbst noch nach Abzug 

der durch die Mindestlohnentwicklung verursachten Mehrkosten. Überbordende Dokumen-

tations-, Melde- und Aufbewahrungspflichten, lange Verfahrensdauern sowie Vollzugs- und 

Umsetzungsprobleme in Behörden belasten unsere Wirtschaft. Dies betrifft alle Bereiche, 

vom Selbstständigen bis hin zu großen Unternehmen. Das schadet dem Wirtschaftsstandort 

Deutschland und kostet Unternehmen unnötig Geld, Zeit, Nerven und Personal. Mit unserem 

Antrag fordern wir deshalb: In diesem Jahrzehnt müssen wir es schaffen, dass sich die Wirt-

schaft mehr auf ihr Kerngeschäft konzentrieren, neue Ideen umsetzen und Arbeitsplätze si-

chern kann. Behördenkommunikation und das Ausfüllen von Formularen dürfen nicht Über-

hand nehmen. Der Bürokratieabbau ist und bleibt eine Daueraufgabe. Er kostet wenig, kann 

erhebliche Erleichterungen bringen und wirkt wie ein Konjunkturprogramm. Richtig ge-

macht, kann er gerade in Krisenzeiten einen Beitrag zur Entfesselung der deutschen Wirt-

schaft und damit zu neuem Wirtschaftswachstum sowie für mehr Klimaschutz leisten. 

Bundesernährungsminister Özdemir agiert beim Thema Lebensmittelverschwendung mut-

los und hat keine Ideen, wie Lebensmittelverschwendung wirksam verringert werden kann. 

Mit unserem Antrag Lebensmittelverschwendung wirksam verringern – Lebensmittel-

spenden fördern fordern wir deshalb, die Arbeit der Tafeln besser zu unterstützen sowie 

wirksame Maßnahmen zu ergreifen, damit die Verschwendung von Lebensmitteln, insbeson-



 
  

dere in Privathaushalten, reduziert wird. Hierzu soll zum Beispiel das Mindesthaltbarkeitsda-

tum reformiert werden, damit Verbraucher dieses Datum nicht als starres Wegwerfdatum ver-

stehen, sondern Lebensmittel achtsam behandeln, die oft noch länger gut sein können (z.B. 

Joghurt). 

Gigabit auf die Schiene bringen – Maßnahmen für einen besseren Mobilfunkempfang 

im Zug. Unterbrochene Telefonate, ruckelnde Streams und schlechter Empfang prägen das 

Bild der Mobilfunkversorgung im Zug. Mobiles Arbeiten wird oft unmöglich, ebenso wie die 

Nutzung von digitalen Unterhaltungsangeboten. Dies schmälert die Attraktivität des Reisens 

mit der Bahn erheblich. Die Erwartungen, die bei vielen Bahnkunden mit der korrekten Erfül-

lung der Versorgungsauflagen an der Strecke einhergehen, bleiben in der Praxis daher oft un-

erfüllt. In unserem Antrag stellen wir deshalb mehrere Forderungen auf, um schnelles Inter-

net endlich in die Züge zu bringen. So soll die Bundesregierungen einen Zeitplan für die lang-

fristige Um- und Ausrüstung der Züge mit mobilfunkdurchlässigen Scheiben vorlegen, eine 

Ertüchtigung der Repeater in den Zügen für alle nach 2015 hinzugekommen Frequenzen vor-

sehen, ein Gigabit-Netzwerk in allen Zügen anzustreben. Darüber hinaus soll die Bundesre-

gierung die rechtlichen Rahmenbedingungen schaffen, um im Rahmen künftiger Mobilfunk-

frequenzvergaben technische Parameter zur Präzisierung von Versorgungsauflagen stärker 

auf Nutzungsanforderungen und Nutzererlebnis auszurichten.  

Versteckte Preiserhöhungen verhindern – Für mehr Klarheit und Transparenz beim 

Einkauf von Bedarfsgütern sorgen. Gerade in Zeiten hoher Inflation sind versteckte Preis-

erhöhungen für Verbraucher besonders ärgerlich. Mit unserem Antrag thematisieren wir ver-

steckte Preiserhöhungen von Produkten des täglichen Lebens, indem z.B. Füllmengen geän-

dert werden, der Preis aber gleich bleibt. Wir wollen diesem Umstand durch mehr Transpa-

renz begegnen. Wir schlagen in unserem Antrag deshalb vor, dass die Hersteller eventuelle 

Änderungen der Füllmenge ihrer Produkte über das Online-Portal www.lebensmittelklar-

heit.de kenntlich machen sollen. Auch sollen nach Produktgruppen differenzierte Obergren-

zen für die oft technisch notwendigen Hohlräume in Verpackungen festgelegt werden. Des 

Weiteren sollen technisch nicht notwendige doppelte Umverpackungen möglichst vermie-

den werden. 

Potentiale der Digitalisierung jetzt nutzen – Smart Cities und Smarte.Land.Regionen 

voranbringen.  Die Potentiale von smarten Städten und smarten Regionen sind immens. Die 

Ampelregierung lässt jedoch Visionen und konkreten Gestaltungs- und Umsetzungswillen 

vermissen. Länder und Kommunen kritisieren das zögerliche Vorgehen, das Fehlen einer kla-

ren, nachvollziehbaren Strategie – insbesondere für die ländlichen Räume – die fehlende Aus-

wertung der Erfahrungen aus den Modellprojekten Smart Cities sowie das Fehlen von techni-

schen und organisatorischen Voraussetzungen für die Vernetzung und den Austausch von 

Kommunen. Mit unserem Antrag fordern wir daher eine Reihe von Maßnahmen, um die Po-

tentiale von smarten Städten und Regionen besser auszunutzen. Dies betrifft die Evaluation 

des Smart Cities Programms, die Stärkung der Kooperation mit Ländern und Kommunen in 

den Bereichen Smart Cities und Smart Regions, die Definition weiterer Modellregionen, das 

Vorlegen eines Smart-City-Stufenplans sowie der Aufbau eines Smart City-Kompetenzzent-

rums. Darüber fordern wir einen schnelleren Breitbandausbau, bessere Vernetzung und Zu-

sammenarbeit der Kommunen und Länder, mehr Reallabore und Experimentierräume und 

die Förderung von Smart City Lösungen für eine nachhaltige Kreislaufwirtschaft. 



 
  

Die strategische Bedeutung Lateinamerikas und der Karibik als Partner für die Stär-

kung der regelbasierten Ordnung erkennen und Chinas Präsenz in Lateinamerika stra-

tegisch entgegenwirken. Der chinesische Einfluss in Lateinamerika und der Karibik wächst, 

während die Bundesregierung diese strategisch wichtige Region vernachlässigt. Mit unserem 

Antrag zeigen wir eine Vielzahl konkreter Handlungsmöglichkeiten, die Beziehungen 

Deutschlands und Europas zur Region zu verbessern und den relativen Einfluss Chinas 

dadurch in verträglichem Maß zu halten. Der Bundesregierung fallen durch ihre Untätigkeit 

genau die potenziellen Partner weg, die wir auf unserer Seite dringend brauchen. Und dort, 

wo die Bundesregierung handelt, scheitert sie – wie der verunglückte Besuch des Kanzlers in 

Brasilien zeigt. 

Die Wolfspopulation in Deutschland wächst. Die daraus resultierenden zunehmenden Schä-

den durch Angriffe auf Weide- und Haustiere rücken weiter in den Vordergrund. Mit unserem 

Antrag Ausgewogene Balance zwischen dem Schutz von Mensch und Tier sowie dem 

Artenschutz herstellen – Bejagung des Wolfes im Rahmen eines Bestandsmanage-

ments ermöglichen greifen wir die berechtigten und zunehmenden Sorgen der Weidetier-

halter sowie der Bevölkerung in den ländlichen Regionen auf. Im Jahr 2020 wurden rund 

4.000 Weidetiere – überwiegend Schafe, aber auch Rinder und Pferde – von Wölfen getötet. 

Die bisherigen Präventionsmaßnahmen haben nicht die gewünschten Erfolge gebracht. Des-

wegen brauchen wir jetzt ein aktives Wolfsbestandsmanagement.  Konkret wird die Bundes-

regierung u.a. dazu aufgefordert, den Erhaltungszustand des Wolfes unverzüglich zu definie-

ren und eine rechtssichere Entnahme zu ermöglichen. Nur durch die längst überfällige Bestä-

tigung eines guten Erhaltungszustands der Wolfspopulation in Deutschland sowie durch ein 

nachhaltiges Bestandsmanagement können die berechtigten Interessen der Bevölkerung, der 

Weidetierhalter und des Artenschutzes unter einen Hut gebracht werden. 

Was als friedliche Demonstration für das wichtige Anliegen des Klimaschutzes begann, hat 

sich in den vergangenen Wochen und Monaten in Teilen zu einem radikalen und aggressiven 

Protest gewandelt. Dieser Protest nutzt in Form von Straßenblockaden kriminelle Mittel und 

gefährdet dabei auch Leib und Leben von Menschen. Rettungskräfte werden bei der Bergung 

von Verletzten behindert. Bei diesem Protest handelt es sich nicht um politischen Aktivis-

mus, sondern um Straftaten. Wir müssen dieser Radikalisierung entschieden Einhalt gebie-

ten. Mit unserem Antrag Straßenblockierer und Museumsrandalierer härter bestrafen – 

Menschen und Kulturgüter vor radikalem Protest schützen fordern wir deshalb: Es bedarf 

einer klaren Antwort des Rechtsstaats, denn Straftaten sind keine Form demokratischer Mei-

nungsäußerung. Der Rechtsstaat muss hart und entschlossen reagieren. Zum Schutz der Bür-

gerinnen und Bürger und auch unserer Kulturgüter brauchen wir schärfere Strafen für Stra-

ßenblockierer und Museumsrandalierer.                                                                   Zurück zur Übersicht 

In abschließender Lesung debattieren wir unseren Antrag Neuausrichtung der deutschen 

Politik im Nahen und Mittleren Osten und Nordafrika – Strategischer Ansatz auf Au-

genhöhe. In unserem Antrag stellen wir fest, dass die Politik der Bundesregierung in der Re-

gion nicht dazu führt, Partnerschaft und Vertrauen aufzubauen. Genau dies wäre aber not-

wendige Voraussetzung für die von der Bundesregierung angestrebte wertegeleitete Außen-

politik. Der Antrag zeigt an vielen Beispielen, wo durch falsche Abwägungen Potenzial verlo-

renging. Wir stellen die einzigartigen Chancen und Herausforderungen der Region heraus 

und legen dar, wie die Bundesregierung mehr Vertrauen und mehr Einfluss in der Region ge-

winnen kann. 



 
  

Tagtäglich sorgen unzählige kleine und große Busunternehmen dafür, dass der Öffentliche 

Personenverkehr in Deutschland verlässlich, flexibel, pünktlich und umweltschonend funk-

tioniert. Er ist das Zugpferd im ÖPNV: Zwei Drittel aller Fahrten im ÖPNV werden mit dem Bus 

gemacht. Außerdem ist der Bus individuell einsatzfähig und hat unter allen motorisierten 

Verkehrsmitteln die beste Klimabilanz – auch in der Touristik und im Fernlinienverkehr. Ein 

schneller Ausbau des ÖPNV-Angebots in der Breite, das gleichzeitig klimafreundlich ist, ge-

lingt nur mit dem Bus. In unserem Antrag Den Bus als Schlüssel für eine alltagstaugliche 

und klimafreundliche Mobilität stärken gehen wir auf die großen Herausforderungen ein, 

denen sich die gesamte Branche gegenübersieht. Die Umrüstung auf klimaneutrale Antriebe, 

der anhaltende Fahrpersonalmangel, der Wunsch nach dichteren Fahrplänen bei gleichzeitig 

günstigeren Tarifen und der Anstieg der Kraftstoffpreise üben Druck auf die überwiegend mit-

telständisch geprägte Busbranche und kommunale Verkehrsunternehmen aus. Wir fordern: 

Der Bus benötigt eine langfristige Finanzierung und kluge politische Rahmenbedingungen. 

Unterstützung für den Wintersport – Jetzt handeln. Insbesondere durch die Energiepreis-

situation sieht sich der Wintersport erheblichen Belastungen gegenüber. Wir haben die Bun-

desregierung gefragt, was sie dagegen zu tun gedenkt (BT-Drucksache 20/5933). Die Antwort 

war enttäuschend und zeigte weitgehende Ideenlosigkeit bei der Bundesregierung auf. Des-

halb machen wir mit unserem Antrag konkrete Vorschläge, wie dem Wintersport in der aktu-

ellen Situation geholfen werden kann. Wir befassen uns mit allen relevanten Aspekten des 

Wintersports, so dass unterschiedliche Themen wie die Herausforderungen durch den Kli-

maschutz wie auch die Förderung von Spitzenathleten behandelt werden.  

Wärmewende versorgungssicher, nachhaltig und sozial gestalten. Durch den völker-

rechtswidrigen russischen Angriffskrieg auf die Ukraine hat sich die Situation der Energie-

versorgung deutlich verschärft. Viele Bürgerinnen und Bürger sorgen sich in diesem Winter 

um die Wärmeversorgung ihrer Haushalte. Entlastungen gegen die steigenden Preise kom-

men erst mit erheblicher Verzögerung an. Die energiepolitischen Maßnahmen der Bundesre-

gierung vergrößern die Verunsicherung zusätzlich. Zugleich reicht die Aufgabe über diesen 

und den nächsten Winter hinaus: Mit dem Klimaschutzgesetz wurde festgelegt, in Deutsch-

land bis zum Jahr 2045 die Treibhausgasneutralität zu erreichen. Die Bundesregierung setzt 

bei der Wärmewende einseitig auf Verbote und zu wenig auf Technologie. Daher haben wir 

als CDU/CSU in diesem Antrag 20 Vorschläge für eine technologieoffene, nachhaltige und so-

ziale Wärmewende entworfen. Dazu gehören u. a. der Ausbau der Netze und Speicher, steu-

erliche Verbesserungen für Sanierungen, einen breiten technologischen Ansatz sowie Sicher-

stellung der sozialen Verträglichkeit.                                                                                       Zurück zur Übersicht 

Mit unserem Antrag Stillstand überwinden – Nachhaltiges Wachstum für mehr Wohl-

stand und Arbeitsplätze stärken fordern wir: Es braucht ein wirtschaftspolitisches Gesamt-

konzept, um aktuellen Herausforderungen – hohe Energiepreise, zu viel Bürokratie, zu lang-

samen Planungs- und Genehmigungsverfahren, hohe Steuern und Sozialabgaben sowie den 

erheblichen Mangel an Fach- und Arbeitskräften – zu meistern und Deutschland wieder wett-

bewerbsfähig zu machen. Der starke Fokus des Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli-

maschutz (BMWK) auf Klima- und Energiefragen greift hier zu kurz. Auch der Inflationsdruck 

ließe sich reduzieren, wenn die Regierung ihren bislang eingeschlagenen Kurs wenig zielge-

nauer finanzieller Entlastungen aufgäbe und die Unternehmen und Bürger mit besseren Rah-

menbedingungen wirkungsvoll entlastet. Die deutsche Wirtschaft befindet sich am Scheide-



 
  

weg. Jetzt droht eine „Stagflation“. Erst die Krisenjahre, dann eine langanhaltende Wachs-

tumsschwäche bei hoher Inflation, das könnte dem Wirtschaftsstandort Deutschland schwer 

zusetzen. Wichtig ist jetzt, das Arbeitskräfteangebot und die Produktivität zu stärken. Es muss 

wieder um Bildung, Investitionen und Innovationen gehen – für mehr Wachstum, Wohlstand 

und möglichst viele gut bezahlte Arbeitsplätze. 

In dieser Woche debattieren wir im Plenum unsere Große Anfrage zum Thema Wettbewerbs-

fähigkeit Deutschlands im internationalen Steuerwettbewerb. Deutschland verliert nach 

einer aktuellen Studie des Leibniz-Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) im 

Wettbewerb mit 20 anderen führenden Wirtschaftsnationen weiter an Wettbewerbsfähigkeit. 

Bisher konnte die Bundesregierung – entgegen der Ankündigungen im Koalitionsvertrag – 

weder ein schlüssiges Konzept zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit vorlegen noch geeig-

nete Maßnahmen dazu umsetzen. Da verwundert es nicht, dass laut der ZEW-Studie Deutsch-

land der große Verlierer im Standortwettbewerb sei. Grund dafür seien zu viel Bürokratie, die 

hohe Steuerlast, sinkende Innovationsbereitschaft, hohe Energiekosten und der Arbeitskräf-

temangel. Deutschland könne mit Spitzenstandorten in Nordamerika, Westeuropa und Skan-

dinavien kaum noch mithalten. „Während andere Staaten in Infrastruktur investieren oder 

ihr Steuersystem reformieren, kommt Deutschland nicht voran.“ Die Bundesregierung hat an-

gekündigt, die Große Anfrage erst Anfang Juni 2023 beantworten zu können.  

                                                                                                                                                         Zurück zur Übersicht 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

n abschließender Beratung befassen wir uns mit dem Antrag der Bundesregierung für ein 

Mandat zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der durch 

die Europäische Union geführten Operation EUNAVFOR MED IRINI. Die Operation ist Teil 

des breiten politischen Ansatzes der EU zur Stabilisierung Libyens. Sie trägt im zentralen Mit-

telmeer zur Überwachung und Umsetzung des Waffenembargos der VN gegenüber Libyen bei. 

Daneben hat sie zum Ziel, Schleuser- und Menschenhändlernetzwerke zu bekämpfen und 

aufzulösen. Außerdem wird die libysche Küstenwache und Marine im Kapazitätsaufbau und 

bei der Ausbildung unterstützt. 

Darüber hinaus befassen wir uns ebenfalls in abschließender Beratung befassen wir uns mit 

einem neuen Mandat für die Bundeswehr: Die Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-

kräfte an der durch die Europäische Union geführten militärische Partnerschaftsmis-

sion zur Unterstützung des Kapazitätsaufbaus der nigrischen Streitkräfte in Niger 

(EUMPM Niger) wird zum Kapazitätsaufbau der nigrischen Streitkräfte beitragen. Es können 

insgesamt bis zu 60 Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden. Für Phasen der Verlegung 

sowie im Rahmen von Kontingentwechseln und in Notsituationen darf die Personalober-

grenze vorübergehend überschritten werden. 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes. Seit 2020 hat 

Deutschland eine der liberalsten Regelungen für die Einwanderung von Fachkräften weltweit. 

Unter der unionsgeführten Bundesregierung haben wir das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

mit klaren Rahmenbedingungen beschlossen: Es sollen diejenigen zu uns kommen, die wir 

brauchen. Diese Einwanderer sollen eine langfristige Chance auf unserem Arbeitsmarkt ha-

ben und gut integriert werden können. Fakt ist jedoch auch: Es kommen noch zu wenige Fach-



 
  

kräfte nach Deutschland – denn sie warten derzeit oft Monate auf ein Visum bei einer deut-

schen Auslandsvertretung und gehen im Zweifel in ein anderes Land. Wenn die Zuwanderung 

von Fachkräften an bürokratischen Hürden scheitert, müssen diese Hürden und nicht die 

Qualifikationsanforderungen gesenkt werden. Wir als Unionsfraktion schlagen deshalb eine 

neue Bundesagentur für Einwanderung vor, die die Aufgaben von Visastellen und Ausländer-

behörden bündelt, von Anfang an komplett digital arbeitet und die Verfahren massiv be-

schleunigt. 

In erster Lesung beraten wir den Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Umsetzung 

der Richtlinie (EU) 2020/1828 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen 

der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG – das sogenannte Ver-

bandsklagenrichtlinienumsetzungsgesetz. Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten 

der EU, zwei Arten von Verbandsklagen vorzusehen. Verbände müssen das Recht haben, im 

eigenen Namen Unterlassungsklagen, durch die Zuwiderhandlungen gegen Verbraucher-

recht beendet werden können. Darüber hinaus wird die Abhilfeklage geregelt. Mit dieser kön-

nen Verbraucherrechte durchgesetzt werden. Abhilfeklagen gibt es im deutschen Recht bis-

lang nicht. Diese Regelungen sollen in einem eigenen Stammgesetz – dem Verbraucher-

rechtedurchsetzungsgesetz – gebündelt werden, in das auch die bestehenden Regelungen der 

Zivilprozessordnung (ZPO) über die Musterfeststellungsklage integriert werden. Darüber hin-

aus werden die schon bestehenden Regelungen über Unterlassungsklagen durch Verbände an 

die Vorgaben der Richtlinie angepasst. Wir lehnen den Gesetzentwurf ab: Er geht weit über 

eine 1:1-Umsetzung der Richtlinie hinaus. Insbesondere wird der Bereich der klageberechtig-

ten Verbände weit über den der bisherigen Musterfeststellungsklage ausgeweitet. So wird ei-

ner Klageindustrie Vorschub geleistet. 

In erster Lesung befassen wir uns mit dem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur 

Modernisierung des Pass-, des Ausweis- und des ausländerrechtlichen Dokumenten-

wesens. Der Entwurf betrifft insbesondere den Kinderreisepass. Dieses Dokument verfügt 

nicht über einen biometrischen Chip verfügt und kann deshalb vor Ort in den Bürgerämtern 

erstellt werden. Der Kinderreisepass wird zudem durch Einkleber aktualisiert, wenn Kinder 

älter werden und sich ihr Erscheinungsbild ändert. Die Gültigkeit dieses Dokuments wurde 

bereits kürzlich von fünf Jahren auf ein Jahr reduziert. Mit dem Entwurf wird der Kinderrei-

sepass nun abgeschafft. Auch für kleine Kinder muss damit ein biometrischer Reisepass be-

antragen werden. Dies ist mit höheren Kosten für Familien und einem zeitlichen Vorlauf von 

mehreren Wochen verbunden. Zudem entfällt die einfache Möglichkeit der Aktualisierung 

durch Einkleber. Wir lehnen den Entwurf ab. Durch den Entwurf entsteht unnötiger Aufwand 

und Kosten für Familien, der Sicherheitsgewinn hingegen ist minimal. 

Wir debattieren den Vorschlag der Bundesregierung für ein Aktionsprogramm Natürlicher 

Klimaschutz. Mit dem Programm sollen Maßnahmen zum Schutz und zur Wiederherstel-

lung von Ökosystemen, die als CO2-Senken fungieren und gleichzeitig eine hohe Biodiversi-

tät aufweisen, gefördert werden. Ein Bestandteil ist die Wiederherstellung und Wiedervernäs-

sung von Mooren. Für die Umsetzung des Aktionsprogramms sollen in den Jahren 2022 bis 

2026 insgesamt vier Mrd. Euro bereitgestellt werden. Wir finden: Die Möglichkeit natürlicher 

CO2-Senken zu nutzen ist richtig, das Potenzial allerdings begrenzt und der langfristige Erfolg 

der CO2-Speicherung offen.  



 
  

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der durch die Europäische Union ge-

führten militärischen Partnerschaftsmission zur Unterstützung des Kapazitätsaufbaus 

der nigrischen Streitkräfte in Niger (EUMPM Niger). In erster Beratung befassen wir uns 

mit einem neuen Mandat für die Bundeswehr: Die Mission EUMPM Niger wird zum Kapazi-

tätsaufbau der nigrischen Streitkräfte beitragen. Es können insgesamt bis zu 60 Soldatinnen 

und Soldaten eingesetzt werden. Für Phasen der Verlegung sowie im Rahmen von Kontin-

gentwechseln und in Notsituationen darf die Personalobergrenze vorübergehend überschrit-

ten werden. 

In dieser Woche debattieren wir den Jahresbericht der Wehrbeauftragen 2022. Die Wehr-

beauftragte beurteilt die Lage der Bundeswehr leider sehr kritisch – eine Bewertung, die wir 

als Fraktion teilen. So ist im Haushaltsjahr 2022 noch kein Cent aus dem Sondervermögen bei 

der Truppe angekommen. Das Sondervermögen wird zudem nicht ausreichen, um die Bun-

deswehr vollumfänglich zur Wahrnehmung der Aufgabe der Landes- und Bündnisverteidi-

gung zu befähigen. Zudem machen „die Preisentwicklungen auf dem Energie- und Rohstoff-

markt sowie die gestiegene Nachfrage nach militärischer Ausrüstung“ steigende Verteidi-

gungshaushalte notwendig. Insbesondere beim Kauf von Munition stehe Deutschland ange-

sichts der begrenzten Produktionskapazität „im Wettbewerb mit anderen Ländern“. Die Bun-

deswehr hat zudem ein erhebliches Personalproblem und wird die Zielgröße von 203.000 ge-

mäß Aussage der Wehrbeauftragten nicht erreichen können.  

In abschließender zweiter und dritter Lesung beraten wir das von der Bundesregierung vor-

gelegte Gesetz zum Neustart der Digitalisierung der Energiewende. Zentrales Ziel dieses 

Gesetzes ist laut Bundesregierung, den Rollout intelligenter Messsysteme zu beschleunigen 

und zu entbürokratisieren sowie die Rechtssicherheit zu stärken. Gleichzeitig sollen Kosten 

gerechter verteilt, ein Anreiz für Markt und Wettbewerb geschaffen, Kompetenzen zielgerich-

tet gebündelt und ein zusätzlicher Beitrag zur Nachhaltigkeit geleistet werden. Die Daten zu 

Erzeugung, Verbrauch und Netzzustand sollen besser als bisher Netzbetrieb, Netzplanung 

und Strombelieferung unterstützen, auch auf Basis von dynamischen Stromtarifen. Den 

Grundansatz des Gesetzentwurfs begrüßen wir. Auch in der öffentlichen Anhörung wurden 

viele positive Aspekte bestätigt. Leider wurde allerdings von den Koalitionsfraktionen das 

Hauptproblem des Gesetzentwurfes, nämlich die Wirtschaftlichkeit für den grundzuständi-

gen Messstellenbetreiber, von der Ampel komplett ignoriert. Dazu werden wir einen eigenen 

Entschließungsantrag einbringen. 

                 Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 
      

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zurück zur Übersicht 

 

Bürgersprechstunde im Mai 
 

 

Soest 

Montag, 15. Mai, um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

Lippstadt 

Mittwoch, 17. Mai, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
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